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A. Versicherungsbedingungen zur Haftpflichtversicherung für 

Vermögensschäden (AVB) 
 
I. Der Versicherungsschutz (§§ 1 - 4) 
 
§1 Gegenstand der Versicherung 

 
I. Der Versicherer gewährt dem Versicherungsnehmer 

Versicherungsschutz (Deckung) für den Fall, dass er wegen eines bei 
der Ausübung beruflicher Tätigkeit – von ihm selbst oder einer Person, 
für die er einzutreten hat – begangenen Verstoßes von einem anderen 
auf Grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen 
Inhalts für einen Vermögensschaden verantwortlich gemacht wird. 

 
Vermögensschäden sind solche Schäden, die weder 
Personenschäden (Tötung, Verletzung des Körpers oder Schädigung 
der Gesundheit von Menschen) noch Sachschäden ( Beschädigung, 
Verderben, Vernichtung oder Abhandenkommen von Sachen) sind, 
noch sich aus solchen – von dem Versicherungsnehmer oder einer 
Person, für die er einzutreten hat, verursachten -Schäden herleiten. 
Als Sachen gelten insbesondere auch Geld und geldwerte Zeichen. 

 
II. 1. Es sind jedoch – zu b) mit der in § 3 Ziff. II Abs. 2 und 3 AVB 

vorgesehenen beschränkten Beteiligung des Versicherers – in die 
Versicherung einbezogen Ansprüche wegen unmittelbarer oder 
mittelbarer Sachschäden 

 
a) an Akten und anderen für die Sachbehandlung in Betracht 

kommenden Schriftstücken, 
b) an sonstigen beweglichen Sachen, die das Objekt der 

versicherten Betätigung des Versicherungsnehmers bilden. 

 
2. Ausgeschlossen von der Einbeziehung zu 1 a) und 1 b) sind 

Ansprüche wegen Sachschäden, die entstehen durch 
Abhandenkommen von Geld, geldwerten Zeichen, Wertsachen, 
Inhaberpapieren und in blanko indossierten Orderpapieren; das 
Abhandenkommen von Wechseln fällt nicht unter diese 
Ausschlussbestimmung. 

 
Ferner sind von der Einbeziehung zu 1 b) ausgeschlossen 
Ansprüche wegen Sachschäden, die entstehen aus Anlass der 
Ausübung technischer Berufstätigkeit oder der Verwaltung von 
Grundstücken oder der Führung wirtschaftlicher Betriebe. 

 
III. Falls eine juristische Person für sich selbst Versicherung nimmt, so 

besteht der Versicherungsschutz hinsichtlich der ihren Organen und 
Angestellten zur Last fallenden Verstöße, soweit sie diese gesetzlich 
zu vertreten hat, und zwar mit der Maßgabe, dass in der Person des 
Verstoßenden gegebene subjektive Umstände, durch welche der 
Versicherungsschutz beeinflusst wird (vgl. z.B. § 4 Ziff. 5,6 AVB), als 
bei der Versicherungsnehmerin selbst vorliegend gelten. 

 
§2 Vorwärts- und Rückwärtsversicherung 
 
1. Die Vorwärtsversicherung umfasst die Folgen aller vom Beginn des 

Versicherungsschutzes ab (Ziff. 8 AHB) bis zum Ablauf des Vertrags 
vorkommenden Verstöße. 

 

2. Die Rückwärtsversicherung bietet Deckung gegen in der 
Vergangenheit vorgekommene Verstöße, welche dem 
Versicherungsnehmer oder Versicherten, oder seinen Sozien bis zum 
Abschluss der Rückwärtsversicherung nicht bekannt geworden sind. 
Bei Antragstellung ist die zu versichernde Zeit nach Anfang- und 
Endpunkt zu bezeichnen. 

 
Als bekannter Verstoß gilt ein Vorkommnis, wenn es vom 
Versicherungsnehmer, Versicherten, seinen Sozien, als – wenn auch 
nur möglicherweise – objektiv fehlsam erkannt oder ihm, wenn auch 
nur bedingt, als fehlsam bezeichnet worden ist, auch wenn 
Schadenersatzansprüche weder erhoben noch angedroht noch 
befürchtet worden sind. 

 
3. Wird ein Schaden durch fahrlässige Unterlassung gestiftet, so gilt im 

Zweifel der Verstoß als an dem Tag begangen, an welchem die 
versäumte Handlung spätestens hätte vorgenommen werden müssen, 
um den Eintritt des Schadens abzuwenden. 

 
§3 Beginn und Umfang des Versicherungsschutzes 

 
I. Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich einer anderen 

Vereinbarung mit der Einlösung des Versicherungsscheins durch 
Zahlung der Prämie, der im Antrag angegebenen Kosten und etwaiger 
öffentlicher Angaben. 

 
Wird die erste oder einmalige Prämie nicht rechtzeitig bezahlt, so ist 
der Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, berechtigt, vom 
Vertrag zurückzutreten. Es gilt als Rücktritt, wenn der Anspruch auf die 
Prämie nicht innerhalb von drei Monaten vom Fälligkeitstage an 
gerichtlich geltend gemacht wird. 

 
Ist die Prämie zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalles noch nicht 
bezahlt, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. 
 
Wird die erste Prämie erst nach dem als Beginn der Versicherung 
festgesetzten Zeitpunkt eingefordert, als dann aber ohne Verzug 
bezahlt, so beginnt der Versicherungsschutz mit dem vereinbarten 
Zeitpunkt. 

 
II. 1. Der Versicherungsschutz umfasst sowohl die Abwehr 

unbegründeter als die Befriedigung begründeter 
Schadenersatzansprüche. 

 
2. Die Versicherungssumme – bei den Sachschäden im Sinne des 

§ 1 Ziff. II Abs. 1 b) AVB jedoch nur ein Viertel – stellt den 
Höchstbetrag der dem Versicherer – abgesehen vom 
Kostenpunkt (s. Ziff. 7) – in jedem einzelnen Schadenfall 
obliegenden Leistung dar, und zwar mit der Maßgabe, dass nur 
eine einmalige Leistung der Versicherungssumme in Frage 
kommt, 

 
a) gegenüber mehreren entschädigungspflichtigen Personen, auf 

welche sich der Versicherungsschutz erstreckt, 
b) bezüglich eines aus mehreren Verstößen fließenden 

einheitlichen Schadens, 
c) bezüglich sämtlicher Folgen eines Verstoßes. Dabei gilt 

mehrfaches, auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle 
beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitlicher Verstoß, 
wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in 
rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. 

 
3. An der Summe, die vom Versicherungsnehmer auf Grund 

richterlichen Urteils oder eines vom Versicherer genehmigten 
Anerkenntnisses oder Vergleichs zu bezahlen ist (Haftpflicht-
summe), ersetzt der Versicherer 80%, höchstens die 
Höchstversicherungssumme. Beträgt die Haftpflichtsumme mehr 
als 5.000 EUR, so übernimmt der Versicherer im Rahmen der 
gewählten Höchstversicherungssumme von den ersten 
5.000 EUR 80%, vom Mehrbetrag 90%. 
 
Bei den in § 1 Ziff. II 1 b) AVB erwähnten Sachschäden 
übernimmt der Versicherer 75% der Haftpflichtsumme, höchstens 
die für diese Schäden vorgesehene Höchstversicherungssumme 
(vgl. Ziff. 6 AHB). 
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Der von dem Versicherungsnehmer allein zu deckende Schaden 
beträgt in jedem Falle mindestens 50 EUR (Mindestselbstbehalt). 
 
Dieser Mindestselbstbehalt kann durch besondere Vereinbarung 
auf einen höheren Betrag festgesetzt werden (erhöhter 
Mindestselbstbehalt). 
 

4. Der Haftpflichtanspruch ist in Ansehung eines solchen Betrages 
nicht gedeckt, der gleichkommt der Höhe der eigenen Gebühren 
des Versicherungsnehmers in derjenigen Sache, bei deren 
Behandlung der Verstoß erfolgt ist. Es macht dabei keinen 
Unterschied, ob die Gebühren von dem Haftpflichtanspruch 
ergriffen werden oder nicht. Auch im letzteren Falle sind sie im 
Verhältnis zum Versicherer vorweg an der Haftpflichtsumme zu 
kürzen. 
 
Bei Prozessen gilt jede Instanz als besondere Sache. Bei 
Vermögensverwaltungen, Vormundschaften oder sonstigen 
Sachen, die sich als Gesamtheit von Einzelangelegenheiten 
darstellen, tritt, wenn nicht der Verstoß den Verlust der ganzen 
Vermögensmasse zur Folge hat, nur eine im Verhältnis vom 
Verlust zur Vermögensmasse stehende oder sonst den 
Umständen oder der Billigkeit entsprechende Kürzung ein. 

 
5. Es ist – auch abgesehen von dem Fall der Versicherung des 

eigenen Risikos (§ 6 Ziff. 3 Abs. 2 AVB) – ohne Zustimmung des 
Versicherers nicht zulässig, dass der Versicherungsnehmer 
Abmachungen trifft oder Maßnahmen geschehen lässt, die darauf 
hinauslaufen, dass ihm seine Selbstbeteiligung erlassen, gekürzt 
oder ganz oder teilweise wieder zugeführt wird. Widrigenfalls 
mindert sich die Haftpflichtsumme um den entsprechenden 
Betrag. 

 
6. An einer Sicherheitsleistung oder Hinterlegung, die zur 

Abwendung der zwangsweisen Beitreibung der Haftpflichtsumme 
zu leisten ist, beteiligt sich der Versicherer in demselben Umfange 
wie an der Ersatzleistung. 

 
7. Die Kosten eines gegen den Versicherungsnehmer anhängig 

gewordenen, einen gedeckten Haftpflichtanspruch betreffenden 
Haftpflichtprozesses, sowie einer wegen eines solchen Anspruchs 
mit Zustimmung des Versicherers vom Versicherungsnehmer 
betriebenen negativen Feststellungsklage oder Nebenintervention 
gehen voll zu Lasten des Versicherers. Es gilt dabei aber 
folgendes: 

 
a) Übersteigt der Haftpflichtanspruch die Versicherungssumme, 

so trägt der Versicherer die Gebühren und Pauschsätze nur 
nach der der Versicherungssumme entsprechenden 
Wertklasse. Bei den nicht durch Pauschsätze abzugeltenden 
Auslagen tritt eine verhältnismäßige Verteilung auf Versicherer 
und Versicherungsnehmer ein. 

 
b) Übersteigt der Haftpflichtanspruch nicht den Betrag des 

Mindestselbstbehalts, so treffen den Versicherer keine Kosten. 

 
c) Bei erhöhtem Mindestselbstbehalt hat der 

Versicherungsnehmer vorweg die Kosten nach dem Streitwert 
des erhöhten Mindestselbstbehaltes allein zu tragen, die 
Mehrkosten bezüglich des übersteigenden Betrages (bis zum 
Streitwert von erhöhtem Mindestselbstbehalt zuzüglich 
Versicherungssumme) trägt der Versicherer. Bezüglich der 
nicht durch Pauschalsätze abzugeltenden Auslagen findet die 
Bestimmung zu a) Satz 2 Anwendung. 

 
d) Sofern ein Versicherungsnehmer sich selbst vertritt oder durch 

einen Sozius oder Mitarbeiter vertreten lässt, werden ihnen 
eigene Gebühren nicht erstattet. 

 
8. Falls die vom Versicherer verlangte Erledigung eines 

Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder 
Vergleich an dem Widerstand des Versicherungsnehmers 
scheitert, oder falls der Versicherer seinen vertragsmäßigen Anteil 
zur Befriedigung des Geschädigten zur Verfügung stellt, so hat 
der Versicherer für den von der Weigerung bzw. der 
Verfügungsstellung an entstehenden Mehraufwand an 
Hauptsachen, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen. 

 

§4 Ausschlüsse 
 

Der Versicherungsschutz bezieht sich nicht auf die Haftpflicht-
ansprüche: 

1. welche vor ausländischen Gerichten geltend gemacht werden – dies 
gilt auch im Falle eines inländischen Vollstreckungsurteils (§ 722 
ZPO); wegen Verletzung oder Nichtbeachtung ausländischen Rechts; 
wegen einer im Ausland vorgenommenen Tätigkeit; 

 
2. Soweit sie auf Grund Vertrages oder besonderer Zusage über den 

Umfang der gesetzlichen Haftpflicht hinausgehen; 
 

3. aus der Überschreitung von Voranschlägen und Krediten, aus der 
entgeltlichen oder unentgeltlichen Vermittlung oder Empfehlung von 
Geld-, Grundstücks- und anderen wirtschaftlichen Geschäften; 

 
4. wegen Schäden, welche durch Fehlbeträge bei der Kassenführung, 

durch Verstöße beim Zahlungsakt, durch Veruntreuung des Personals 
des Versicherten entstehen; 

 
5. wegen Schadenstiftung durch wissentliches Abweichen von Gesetz, 

Vorschrift, Anweisung oder Bedingung des Machtgebers 
(Berechtigten) oder durch sonstige wissentliche Pflichtverletzung; 

 
6. von Sozien oder Angehörigen des Versicherungsnehmers sowie von 

Personen, welche mit ihm in häuslicher Gemeinschaft leben es sei 
denn – was die Ansprüche von Angehörigen und in häuslicher 
Gemeinschaft Lebenden anlangt –, dass es sich um Ansprüche eines 
Mündels gegen seinen Vormund handelt. 

 
Als Angehörige gelten: 

 
a) der Ehegatte des Versicherungsnehmers, 
b) wer mit dem Versicherungsnehmer in gerader Linie oder im 

zweiten Grade der Seitenlinie verwandt oder verschwägert ist. 
 
Schadenersatzansprüche von juristischen Personen, wenn die 
Majorität der Anteile und von sonstigen Gesellschaften, wenn ein 
Anteil dem Versicherungsnehmer oder Versicherten oder einem 
Sozius oder Angehörigen des Versicherungsnehmers oder 
Versicherten gehört, sind von der Versicherung gleichfalls 
ausgeschlossen; 

 
7. aus der Tätigkeit des Versicherungsnehmers als Leiter, Vorstands- 

oder Aufsichtsratsmitglied privater Unternehmungen, Vereine, 
Verbände und als Syndikus. 

 
II. Der Versicherungsfall (§§ 5 und 6) 
 
§5 Versicherungsfall und Schadenanzeige 

 
1. Versicherungsfall 

Versicherungsfall im Sinne dieses Vertrages ist der Verstoß, der 

Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer zur Folge 
haben könnte. 

 
2. Schadenanzeige 

Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer gemäß Ziff. 25 AHB 
unverzüglich, spätestens innerhalb einer Woche, schriftlich 
anzuzeigen. 
 
Wird ein Ermittlungsverfahren eingeleitet oder ein Strafbefehl oder ein 
Mahnbescheid erlassen, so hat der Versicherungsnehmer dem 
Versicherer unverzüglich Anzeige zu erstatten, auch wenn er den 
Versicherungsfall selbst bereits angezeigt hat. 
 
Macht der Geschädigte seinen Anspruch gegenüber dem 
Versicherungsnehmer geltend, so ist dieser zur Anzeige innerhalb 
einer Woche nach der Erhebung des Anspruchs verpflichtet. 
 
Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Anspruch gerichtlich 
geltend gemacht, Prozesskostenhilfe beantragt oder wird ihm 
gerichtlich der Streit verkündet, so hat er außerdem unverzüglich 
Anzeige zu erstatten. Das gleiche gilt im Falle eines Arrestes, einer 
einstweiligen Verfügung oder eines Beweissicherungsverfahrens. 
 
Durch die Absendung der Anzeige werden die Fristen gewahrt. Für die 
Erben des Versicherungsnehmers tritt an Stelle der Wochenfrist 
jeweils eine Frist von einem Monat. 
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3. Weitere Behandlung des Schadenfalles 

 
a) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, unter Beachtung der 

Weisungen des Versicherers (insbesondere auch hinsichtlich der 
Auswahl des Prozessbevollmächtigten) nach Möglichkeit für die 
Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen und alles zu 
tun, was zur Klarstellung des Schadenfalles dient, sofern ihm 
dabei nichts Unbilliges zugemutet wird. Er hat den Versicherer bei 
der Abwehr des Schadens sowie bei der Schadenermittlung und -
regulierung zu unterstützen, ihm ausführliche und 
wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten, alle 
Tatumstände, welche auf den Schadenfall Bezug haben, 
mitzuteilen und alle nach Ansicht des Versicherers für die 
Beurteilung des Schadenfalls erheblichen Schriftstücke 
einzusenden. 

 

Der Versicherungsnehmer ist nicht berechtigt, ohne vorherige 
Zustimmung des Versicherers einen Haftpflichtanspruch ganz 
oder zum Teil anzuerkennen oder zu vergleichen oder zu 
befriedigen. 

 
Den aus Anlass eines Schadenfalles erforderlichen Schriftwechsel 
hat der Versicherungsnehmer unentgeltlich zu führen. 
 

b) Eine Streitverkündung seitens des Versicherungsnehmers an den 
Versicherer ist nicht erforderlich; die Kosten einer solchen werden 
vom Versicherer nicht ersetzt. 

 
c) Der Versicherer gilt als bevollmächtigt, alle zur Beilegung oder 

Abwehr des Anspruchs ihm zweckmäßig erscheinenden 
Erklärungen im Namen des Versicherungsnehmers abzugeben. 

 
4. Zahlung des Versicherers 
 

Steht fest, was der Versicherer zu leisten hat, so sind die fälligen 

Beträge spätestens innerhalb einer Woche, die Renten an den 
Fälligkeitsterminen zu bezahlen. Der Versicherer kann jedoch 
verlangen, dass der Versicherungsnehmer seinen Schadenanteil an 
eine vom Versicherer bestimmte Stelle abführt und die Quittung 
darüber dem Versicherer einsendet. Die einwöchige Frist läuft 
solchenfalls vom Eingang der Quittung. 
 
Bei außergerichtlicher Erledigung des Versicherungsfalls soll, wenn 
möglich, die schriftliche Erklärung des Ansprucherhebenden, dass er 
für seine Ansprüche befriedigt sei, beigebracht werden; der 
Versicherer kann Beglaubigungen der Unterschrift des 
Ansprucherhebenden verlangen. 

 
§6 Rechtsverlust 

 
1. Wird eine Obliegenheit verletzt, die nach § 5 dem Versicherer 

gegenüber zu erfüllen ist, so ist der Versicherer von der Verpflichtung 
zur Leistung frei, es sei denn, dass die Verletzung weder auf Vorsatz, 
noch auf grober Fahrlässigkeit beruht. Bei grob fahrlässiger Verletzung 
bleibt der Versicherer zur Leistung insoweit verpflichtet, als die 
Verletzung Einfluss weder auf die Feststellung des Versicher-
ungsfalles, noch auf die Feststellung oder den Umfang der dem 
Versicherer obliegenden Leistung gehabt hat. Handelt es sich hierbei 
um die Verletzung von Obliegenheiten zwecks Abwendung oder 
Minderung des Schadens, so bleibt der Versicherer bei 
grobfahrlässiger Verletzung zur Leistung insoweit verpflichtet, als der 
Umfang des Schadens auch bei gehöriger Erfüllung der 
Obliegenheiten nicht geringer gewesen wäre. 

 
2. Hat der Versicherungsnehmer seine Obliegenheiten nach § 5 Ziff. 3 

dadurch verletzt, dass den Versicherer über erhebliche Umstände 
wissentlich täuschte oder zu täuschen versuchte, so verliert er alle 
Ansprüche aus dem betreffenden Versicherungsfall. Weitergehende 
gesetzliche Rechtsfolgen solcher Täuschungen bleiben bestehen. 

 
3. Der Versicherungsnehmer hat, wenn er das versicherte Risiko auch 

anderweitig versichert, dem Versicherer innerhalb eines Monats 
Anzeige hiervon zu erstatten, andernfalls verliert er seinen 
Versicherungsanspruch hinsichtlich aller Verstöße, auf welche die 
Doppelversicherung sich erstreckt. Deckt die anderweitige 
Versicherung den Versicherungsnehmer nicht bis zu dem Umfang wie 
diejenige des Versicherers, so tritt letzterer im Versicherungsfall für die 
Differenz ein. 

 
Wenn der Versicherungsnehmer das Eigenrisiko anderweitig 
versichert, so hat er wegen der von da an vorkommenden Verstöße 
keinen Versicherungsanspruch. 

III. Das Versicherungsverhältnis 
 

Siehe die „Allgemeine Versicherungsbedingungen für die 
Haftpflichtversicherung (AHB)“, Ziff. 8 – 32. 
 

B. Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen für die 
Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung von 
Reiseveranstaltern 

 
1. Der Versicherer gewährt dem Versicherungsnehmer in seiner 

Eigenschaft als Reiseveranstalter Versicherungsschutz nach 
Maßgaben der Allgemeinen Versicherungsbedingungen zur 
Haftpflichtversicherung für Vermögensschäden (AVB) für den Fall, 
dass er von Teilnehmern an von ihm veranstalteten Reisen für 
Vermögensschäden aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen 
privatrechtlichen Inhalts auf Schadenersatz in Anspruch genommen 
wird. 

 
Mitversichert sind Schadenersatzansprüche wegen entgangener 
Urlaubsfreude, wegen Verdienstausfalls oder zusätzlicher 
Mehraufwendungen der Reisenden. 

 
2. Mitversichert ist die gleichartige persönliche gesetzliche Haftpflicht der 

angestellten Betriebsangehörigen und der vom Versicherungsnehmer 
beauftragten Reiseleiter aus ihrer beruflichen Tätigkeit für den 
Versicherungsnehmer. 

 
3. Der Versicherungsschutz gegen Vermögensschäden erstreckt sich auf 

die folgenden Tätigkeiten eines Reiseveranstalters: 

 
a) Auswahl der Leistungsträger und Überprüfung ihrer Leistungen; 
b) Zusammenstellung von Einzelleistungen; 
c) Beschreibung der Leistungen in Katalogen oder Prospekten; 
d) Bearbeitung der Reiseanmeldung; 
e) Organisation, Reservierung und Zurverfügungstellung der 

Leistung gemäß Reisevertrag; 
f) Ausstellung und Absendung der Reiseunterlagen; 
g) Beschaffung von Visa, sonstigen Reisepapieren und 

ausländischen Zahlungsmitteln (sofern dies ausdrücklich 
Gegenstand des Reisevertrages ist). 

 
Nicht versichert sind folgende Eigenschaften oder Tätigkeiten: 
 
a) Unterhaltung von Reisebüros; 
b) Betrieb von Hotels oder sonstigen Unterkünften, Gaststätten, 

Restaurants, Bars und gleichartigen Unternehmen;  
c) Durchführung von Reisen mit eigenen Transportmitteln, Bussen, 

Schiffen oder Flugzeugen; einschließlich hierfür vorgenommener 
Verkaufs-, Reservierungs- und Auskunftstätigkeit. 

 
4. § 1 Ziff. II der Allgemeinen Versicherungsbedingungen zur Haftpflicht-

versicherung für Vermögensschäden (AVB) findet keine Anwendung. 
 

5. Abweichungen von § 2 Ziff. 1 AVB umfasst der Versicherungsschutz 
die Folgen aller während der Versicherungsdauer begangenen 
Verstöße, die dem Versicherer nicht später als 2 Jahre nach 
Beendigung des Versicherungsvertrages gemeldet werden. 

 
6. Abweichend von § 3 Ziff. II Abs. 2 AVB kann im Versicherungsschein 

die Höchstleistung des Versicherers für alle Versicherungsfälle eines 
Versicherungsjahres auf ein Mehrfaches der vereinbarten 
Versicherungssumme begrenzt werden. 

 
7. Abweichend von § 3 Ziff. II Abs. 2 AVB kann im Versicherungsschein 

der von dem Versicherungsnehmer bei jedem Versicherungsfall allein 
zu tragende Schaden auf einen Höchstbetrag begrenzt werden. 

 
8. § 3 Ziff. II Abs. 4 AVB findet keine Anwendung. 

 
9. Abweichend von § 4 Ziff. 1 AVB bezieht sich der Versicherungsschutz 

auch auf Haftpflichtansprüche wegen Verletzung oder Nichtbeachtung 
ausländischer Rechtsvorschriften, soweit sie den Devisenverkehr, 
Pass- und Reisedokumente, Zollformalitäten und Gesundheits-
zeugnisse betreffen. 

 
10. § 4 Ziff. 7 AVB findet keine Anwendung. 

 
11. Ausgeschlossen sind – in Ergänzung von § 4 AVB – Ansprüche von 

Reisenden auf Rückzahlung der Reisekosten oder Gewährung von 



 
 
 

 Seite 4 von 6 Stand 01.01.2019 

Preisnachlässen sowie Ansprüche von Transport- oder Reise-
unternehmen auf Zahlung von Reisekosten bzw. Preisdifferenzen. 

 
12. Der Versicherer kann nur insoweit in Anspruch genommen werden, als 

der geschädigte Teilnehmer an einer vom Versicherungsnehmer 
veranstalteten Reise nicht aus einer anderen Versicherung des 
Versicherungsnehmers veranstalteten Reise nicht aus einer anderen 
Versicherung des Versicherungsnehmers Ersatz erlangen kann. 

 
Selbstbeteiligung 
 
Von jedem Vermögensschaden hat der Versicherungsnehmer 10%, 
mindestens 25 EUR, höchstens 500 EUR selbst zu tragen. 
 
Erläuterungen zu 
Punkt 11 der Besonderen Bedingungen für die Vermögensschaden-
Haftpflichtversicherung von Reiseveranstaltern: 
Ist der Wert der erhaltenen Reiseleistungen geringer als der Wert der 
gebuchten Reiseleistungen, so sind die sich daraus ergebenden 
Ansprüche auf vollständige oder teilweise Rückzahlung des Reisepreises 
vom Versicherungsschutz ausgeschlossen. 
 

C. Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen für die 
Haftpflichtversicherung gegen Personen- und Sachschäden für 
Reiseveranstalter (ohne Luftfrachtführerrisiko)  

 
§1 Gegenstand der Versicherung 
 
1. Der Versicherer gewährt dem Versicherungsnehmer Versicher-

ungsschutz für den Fall, dass er als Reiseveranstalter von einem 
Teilnehmer einer von ihm veranstalteten Reise, einschließlich des 
Aufenthalts im Zielgebiet, aufgrund gesetzlicher Haftpflicht-
bestimmungen privatrechtlichen Inhalts auf Schadenersatz in 
Anspruch genommen wird. Der Versicherungsschutz erstreckt sich 
auch auf Handlungen oder Unterlassungen der für den 
Versicherungsnehmer tätigen Unternehmer oder Hilfspersonen im 
Zusammenhang mit einer derartigen Reise. 
 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die gesetzliche 
Haftpflicht des Versicherungsnehmers als Beförderer gemäß dem 
Zweiten Seerechtsänderungsgesetz vom 25. Juli 1986. 
 

2. Der Versicherer kann nur insoweit in Anspruch genommen werden, als 
der geschädigte Teilnehmer an einer vom Versicherungsnehmer 
veranstalteten Reise oder der Rechtsnachfolger des Reiseteilnehmers 
nicht aus einer anderen Versicherung Ersatz zu erlangen vermag. 

 
3. Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf die gesetzliche 

Haftpflicht gegen Vermögensschäden, die weder durch 
Personenschaden, noch durch Sachschaden des Reiseteilnehmers 
entstanden sind. 

 
4. Neu hinzukommende Vertriebsunternehmen sind mitversichert, jedoch 

hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer innerhalb von 60 
Tagen nach bekannt werden hiervon Kenntnis zu geben. 
 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf die Vorsorge-
Versicherung im Sinne von Ziff. 4. AHB. 
 

§2 Geltungsbereich 
 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich abweichend von Ziff. 7.9 AHB 
auch auf im Ausland vorkommende Schadenereignisse. Die 
Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Die Verpflichtung des 
Versicherers gilt mit dem Zeitpunkt als erfüllt, zu dem der Euro- Betrag 
bei einem inländischen Geldinstitut angewiesen ist. 
 

§3 Ausschlüsse 
 
Der Versicherungsschutz bezieht sich nicht auf die Gefahren, die 
verbunden sind mit 
 
1. Dem Besitz, Halten oder Betrieb von Kraft-, Luft- und 

Wasserfahrzeugen aller Art, es sei den, es handelt sich um 
Fahrzeuge der für den Versicherungsnehmer direkt oder indirekte 
tätigen Unternehmer (Leistungsträger), die zur Beförderung der 
Teilnehmer an einer vom Versicherungsnehmer veranstalteten 
Reise benutzt werden, 

 
2. dem Betrieb von Hotels, Gaststätten, Bars und ähnlichen 

Einrichtungen durch den Versicherungsnehmer selbst, 
 
3. Krieg oder kriegsähnlichen Zuständen. 
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D. Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen über den 
Ausschluss von Arbeits- und Dienstunfällen bei mitversicherten 
Personen, die weder zur Leitung oder Beaufsichtigung des 
Betriebes oder eines Teiles angestellt noch verfassungsmäßig 
berufene oder gesetzliche Vertreter sind (Arbeits- und 
Dienstunfallklausel) 
 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei 
denen es sich um Arbeitsunfälle im Betrieb des 
Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. 
 
Das gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den 
beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des 
Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden. 
 
Selbstbeteiligung 
 
Von jedem Sachschaden hat der Versicherungsnehmer 2.500 EUR 
selbst zu tragen. 
 

E. Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen für die 
Haftpflichtversicherung der Reiseveranstalter als 
vertragsschließende Luftfrachtführer 

 
Der Versicherung liegen die AHB mit folgenden Abänderungen und 
Ergänzungen zugrunde: 
 

§1 Gegenstand der Versicherung 
 
1. Der Versicherungsschutz erstreckt sich in Abänderung von 

Ziff. 4  AHB nur auf die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers als vertragsschließendem Luftfrachtführer 
für Personen- oder Sachschäden aus einer von ihm veranstalteten 
Luftbeförderung von Personen und Reisegepäck ohne 
Wertdeklaration aufgrund der bei nationaler oder internationaler 
Beförderung jeweils anwendbaren Haftungsbestimmungen. 
 
Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass der 
Versicherungsnehmer den von ihm für die Flugreise 
abgeschlossenen Verträgen die Allgemeinen 
Beförderungsbedingungen des ausführenden 
Luftfahrtunternehmens, soweit diese nicht über die gesetzliche 
Haftung hinausgehen, zugrunde legt. Eine weitergehende Haftung 
ist nur nach vorheriger Vereinbarung mit dem Versicherer gedeckt. 
 

2. Der Versicherer kann nur insoweit in Anspruch genommen werden, 
als der geschädigte Teilnehmer an einer vom 
Versicherungsnehmer veranstalteten Reise oder der 
Rechtsnachfolger des Reiseteilnehmers nicht aus einer anderen 
Versicherung des Versicherungsnehmers Ersatz zu erlangen 
vermag. 

 
3. In den AHB gelten als gestrichen: 

Ziff. 4 AHB Vorsorge-Versicherung 
Ziff. 7.9 AHB Auslandsschäden 
Ziff. 15 AHB Beitragsangleichung 
Ziff. 16 AHB und Ziff. 18 AHB. 

 
§2 Mitversicherte Personen 

 
Der Versicherungsschutz umfasst auch die persönliche gesetzliche 
Haftpflicht 
 
1. der für den Versicherungsnehmer tätigen Hilfspersonen, mit 

Ausnahme des ausführenden Luftfrachtführers und dessen Leute, 
2. der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und solcher 

Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des versicherten 
Betriebes oder eines Teiles desselben angestellt hat, in dieser 
Eigenschaft, 

3. sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, die sie in 
Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen verursachen. 

 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei 
denen es sich um Arbeitsunfälle im Betrieb des 
Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. 
 

§3 Örtlicher Geltungsbereich 
 
1. Die Versicherung gilt weltweit. 
2. Die Leistungen des Versicherers erfolgen ausschließlich in Euro. 

Die Verpflichtung des Versicherers gelten mit dem Zeitpunkt als 
erfüllt, zu dem der Euro-Betrag bei einem inländischen Geldinstitut 
angewiesen ist. 

 
§4 Einschränkungen des Versicherungsschutzes 

 
Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Haftpflichtansprüche 
wegen 

 
1. Vermögensschäden, die weder durch Personenschaden noch 

durch Sachschaden des Reiseteilnehmers entstanden sind; 
 

2. Schäden, die mit Fluglärm und Überschallknall unmittelbar oder 
mittelbar zusammenhängen; 

 
3. Schäden, die unmittelbar oder mittelbar zusammenhängen mit 

Kriegsereignissen, anderen feindseligen Handlungen, jeder 
Explosion einer Kriegswaffe unter Anwendung atomarer 
Kernspaltung und/oder Kernfusion oder sonstiger 
Strahlungseinwirkung sowie Streik, Aussperrung, Aufruhr, inneren 
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Unruhen, Arbeitsunruhen, Gewalt-, Terror- oder Sabotageakten, 
Erdbeben sowie Verfügungen und Maßnahmen von hoher Hand. 


